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AMT DER KÄRNTNER LANDESREGIERUNG 
Abteilung 1 – Landesamtsdirektion 
Verfassungsdienst 

 

 

    

  Datum 7. November 2022 
  Zahl 01-VD-BG-3900/2022-3 

  Bei Eingaben Geschäftszahl anführen! 
    

Betreff:  

Bundesgesetz, mit dem ein FWIT-Rat-Gesetz erlas-
sen wird und das Forschungs- und Technologieförde-
rungsgesetz, das Forschungsorganisationsgesetz, 
das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das FTE-Na-
tionalstiftungsgesetz sowie das Universitätsgesetz 
2002 geändert werden (FWIT-Rat-Errichtungsgesetz 
– FREG); Stellungahme 
 

 Auskünfte Mag. Katrin Russek-Tusch 
 Telefon 050 536 10815 
 Fax 050 536 10800 
 E-Mail Abt1.Verfassung@ktn.gv.at 
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An das 
Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung 
 
per E-mail: legistik-wissenschaft@bmbwf.gv.at  
 
 
Zum – offenbar nicht an die Länder übermittelten – Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein FWIT-Rat-

Gesetz erlassen wird und das Forschungs- und Technologieförderungsgesetz, das Forschungsorganisations-

gesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das FTE-Nationalstiftungsgesetz sowie das Universitätsgesetz 

2002 geändert werden (FWIT-Rat-Errichtungsgesetz – FREG), GZ. 2022-0.665.310, wird wie folgt Stellung ge-

nommen: 

 

Gemäß Art. 1 Abs. 1 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen 

Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, 

sind Gesetzesentwürfe der Bundesministerien, Gesetzesvorschläge der Bundesregierung sowie beschlussreife 

Verordnungsentwürfe der Bundesregierung oder einzelner Bundesminister den Ämtern der Landesregierungen 

und der Verbindungsstelle der Bundesländer, dem Österreichischen Gemeindebund und dem Österreichischen 

Städtebund zu übermitteln. 

 

Gemäß Art. 6 Abs. 1 der erwähnten Vereinbarung gilt diese nicht für rechtsetzende Maßnahmen, die 

1. eine Gebietskörperschaft auf Grund zwingender Maßnahmen des Gemeinschaftsrechts zu setzen ver-

pflichtet ist, oder 

2. die Gebietskörperschaften in ihrer Eigenschaft als Träger von Privatrechten so wie jeden anderen 

Rechtsträger treffen oder 

3. auf dem Gebiet des Abgabenrechts und der bundesgesetzlichen Regelungen des Finanzausgleichs 

sowie der daraus abgeleiteten landesgesetzlichen Regelungen getroffen werden. 

 

Abweichend von Abs. 1 Z 1 unterliegen rechtsetzende Maßnahmen dieser Vereinbarung, soweit sie zur Gänze 

oder teilweise über die verpflichtende Umsetzung zwingender Vorschriften des Gemeinschaftsrechtes hinaus-

gehen (Art. 6 Abs. 2). 
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Es ist nicht ersichtlich, auf welchen dieser Ausnahmetatbestände sich der Bund in gegenständlicher Angele-

genheit berufen kann. 

 
Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des Nationalrates elektronisch über-
mittelt.  
 
 

 
Für die Kärntner Landesregierung: 

Dr. Primosch 
 
 

 
 
 
Nachrichtlich an: 
 
1. das Bundeskanzleramt, Sektion V – Verfassungsdienst 
2. das Präsidium des Nationalrates 
3. alle Ämter der Landesregierungen 
4. die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ Landesregierung 
5. die Abteilungen 1, 2, 6, 11 und 14, im Hause 

Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.ktn.gv.at/amtssignatur. Die Echtheit des Ausdrucks dieses Dokuments kann durch schriftliche,
persönliche oder telefonische Rückfrage bei der erledigenden Stelle während ihrer Amtsstunden geprüft werden.
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